
treıe Meinungsäußerung wiederher- tejl zusteht, die Stellung der Kırche unterstellt, die Kırche OÖördere den
„ustellen. Eıne Natıon, die mündıg geschwächt haben Wır haben MIt msturz“. Sıe möchten „alle Katho-
se1in will, muß uch opposıtionelle we1l Haltungen Lun., lıken stärken, die Optern un
Meınungen 7zulassen können. Uns Auf der einen Seıite stehen Gruppen Verständnislosigkeit innerhalb
scheint wicht1g, da{f INn  S untersche1- UNsCIECS Katholizismus, die wiıch- und außerhalb der Kırche, der Ver-
den lernt 7zwıschen der Opposıtıion, tıge un nehmende oku- suchung un dem Druck beıider Fx-
die systematisch Gewalt anwendet, WwW1e die des Konzils un der tremposıtıionen widerstehen und
und jener, die VO  a demokratischen Gesamtlateinamerikanischen Bischofs- hellhörıg vegenüber den Grundbe-

konferenz als Stimme der Kirche ab- dürtnıssen UÜUNSEHES Volkes un LreuUKriterien und Prinzıpien ausgeht
und als kritisches Element jeder lehnen und den Rückzug der Kırche den Weıisungen der Kırche, aufrichtig
menschlichen Institution unerlä{fßlıch 1n ıne mıßverstandene Spirıtualıtät Gott un Brasıilien dienen -
1St Der etzten mu{ß 1mM Interesse des chen“.verlangen. Auf der anderen Seıite
Gemeinwohls un der soz1alen Ord- werden die gleichen Dokumente A0n Nur eın Klıma der Wahrheıt, könne
nung dıe Freiheit gewährt werden, Legitimierung der polıtıschen Radı- ıne „mündıge Beziehung 7zwıschen
ihre Meınungen un Motive öftent- kalısıerung mißbraucht.“ Kirche un dem Staat  C ermöglıchen.
ıch darzulegen. CC „Ruhiıg un: test“ weısen die Bı- Aufgabe der katholischen Christen,
Aus dieser Sıcht musse sıch die schöfe „die verallgemeinernden Be- die in der Regierung und den Pla-
Kirche 1n Brasılien heute notwendig schuldıgungen zurück jene, die be- NUNSSOTSAaNCNHN mitarbeıten, mu
VO  — einer Reıhe Regierungsposit10- SAagtT, die Kirche 1n Brasılıen se1l Eiu- se1n, ıne ganzheitliche Politik 1n
NEeMN distanzıeren. Wnr wI1ssen csehr terın des Status JUO und unempfind- Brasılien anzustreben, A uD) der der
wohl, daß einzelne un Gruppen, ıch gegenüber den Problemen 115C6C- Mensch Mittelpunkt der Sorge un:
ber deren Absıchten uns kein Ur- 1C5S5 Volkes, un! jene konträre, diıe Ziele ISt

organge und Entwicklungen
Die eueC Linke In der SPD
Dıie SPD sieht sıch zehn Jahre nach der Verabschiedung lıch beunruhigende Wiederaufleben marxiıstischer Ideen
des Godesberger Programms, mıiıt dem s$1e den entschei- ıhre gerade mühsam CITUNSCHNE politische Führungsposı1-
denden Schritt VO der Klassenpartei AA Volksparteı tıon iın der Bundesrepublik Deutschland verlieren könnte.
machte, VOor Probleme gestellt, die sıch AUS einer Renaı1s- Und diese Sorge 1St nıcht unberechtigt. Gut informierte

des Marxısmus in den reısen ıhrer Jungen An- Beobachter regıstrıerten die ucn Tendenzen allerdings
hänger und nıcht 1Ur be] ıhnen ergeben. Der SPU-Bun- schon se1it 1965 Dıie Bundeskongresse der Jungsozıialısten,
destagsabgeordnete K Schulz sıeht 1n diesem Vorgang der Jugendorganısatıon der SPD, rachten 1965 196/
ZeEW1SSE Parallelen der innerparteilichen Opposıtion un 1968 jeweıils eiınen deutlichen, Wenn auch 1in seiınen
der SOgeNanNnNteEN S jungen .. jener „lebensgefährlichen ınneren un: iußeren Auswirkungen noch begrenzten Ruck
Randerscheinung“, die VOT Jahren die deutsche Sozial- nach liınks (In dieser Entwicklung spielten sıcher auch
demokratie stark beunruhigte un: VO  ; August Bebel MIt gelstige un personelle Einflüsse AaUusS dem Bereich der APO
konsequenter Harte überwunden wurde (Deutsche Sozial- ıne Rolle, die Ja 1m übrigen AUS cehr unterschiedlichen
demokratie, eın Name un eın Programm, m „Dıie HE Gründen un 1n vers  jiedener Dıchte bıs 1n ıberale un:

christdemokratische Gruppierungen hinein spürbar WUur-Gesellschaft“, März/April O0 Er schreibt:
„Auch Zzut zehn Jahre nach Godesberg 1St die SPD der den.) ber ın allen diesen Jahren konnte IN  a auch
Peripherie noch anfällig für utopische Parolen, die nıcht 1n den reisen der SOgeNaANNTLEN Alt-Linken, die se1it (30-
ein Rezept anderen Z Abstellung gesellschaft- desberg den Verlust ıhrer politischen Heı1imat beklagen,
lıcher Übel, sondern das Rezept schlechthın anpreısen. Vorgänge beobachten, die deutlich zeıgten, dafß marxıst1-
ırd diese Peripherie ernstlich MIit den ‚kriıtischen Frage- sches Denken 1n der SPD keineswegs ausgestorben 1St.
stellungen der APO‘ infızıert, w1e das se1it ein1ıgen Mona- Vor den Bundestagswahlen 1969 wurde diese N: Ent-
ten mıt allen Mitteln versucht wird, entsteht daraus wicklung jedoch mMIıt geschickter Regıe Aaus taktischen
durch zwangsläufige Publiziıtiäit eın öffentliches Ärgernıis, Gründen sowohl VO  S den Jungsozialisten als uch VO  e der
das sıch weıt über seinen Ursprungsherd hınaus fortpflan- SPD immer wieder verdeckt Dabej kam ihnen auch ine
zen muß War wiırd der 1mM Kern nach w1e VOTL gesunde ın bourgeo1sen reiısen weıtverbreıitete, mıt einer gehöri-
Organismus der deutschen Sozialdemokratie auch mıiıt SCn Portion Wunschdenken verbundene Auffassung eNt-

dieser Anfechtung w1e mıiıt unzähligen anderen in der Ver- SCHSCIL, nach der die gesamte SPD allen soz1alistischen
gangenheit fertig werden, aber autf Kosten ıhrer An- Ideen abgeschworen habe
ziehungs- un Ausstrahlungskraft, wWenn nıcht endlich

Preisgabe einer alschen, allmählich dümmlich Mehr Einflu ß seıt München
mutenden Liberalität ıne entschiedene Grenze aufgerich-
tetr Wırd, die MIt etzter Entschlossenheit verteidigen Deutlicher in den Vordergrund traten die linken Tenden-
Sal ZeN mIiıt dem Bundeskongreß der Jungsozıialıisten 1m De-
Aus diesen Worten klingt sehr deutlich die Sorge heraus, zember 1969 1n München. Spätestens hier wurde klar, dafß
daß die SPD durch das ine breite Oftentlichkeit allmäh- den Linken, die zehn Jahre konsequente Kaderpolitik
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innerhalb un außerhalb der SPD betrieben hatten, nıcht listen ın den etzten Wochen bei der Kandidatenaufstel-
lung für die hessischen Landtagswahlen 1mM Herbst 1970mehr darum SiNg, 1n der Parteı den einen oder anderen

Akzent anders setzen un die Parteı in ein1gen Punk- iıne erstaunlıche Zahl ıhrer Kandıdaten durchzubringen
ten retormıeren. „Hıer 1St ıne Gruppilerung ZU un dabei ine N: Reihe altverdienter, „rechter“ (S6-

U55C1H verdrängen. „ExXpress International“ schreibtKampft angetreten, die die Parteı umdrehen 1l Hıer
geht nıcht mehr das bisher gewöhnte Auttreten diesen Vorgängen: „Insgesamt zeıgt sıch also: die Basıs
einer mit der Märtyrerpose wehleidig kokettierenden, der progressıven Kräfte 1ın der SPD verbreıtert sıch all-
isolierten Minderheıt, sondern dıe Frage; wWer MOrgen mählıich. Die LECUEC chse Kiel-Hannover-Frankfurt-Mün-
die Mehrheit hat Diese selbstbewußte Zielsetzung wird chen ze1gt, daß die jJahrelange Isolierung VO'  2 Hessen-Süd
seıt kurzem VO  a der ‚Linken‘ often ausgesprochen.“ So un auch Schleswig-Holstein der Vergangenheit angehört.
schrieb der ehemalige Bundessekretär der Jungsozialisten, Noch spurt INa  w} davon nıcht allzuviel auf Bundesebene,

Eıichengrün, iın einer vertraulichen Denkschrıift ZuF miıt Ausnahme der Gruppe Junger Abgeordneter 1mM Bun-
Lage der Jungsozialısten“, die 1 Februar 1970 bekannt destag, die sıch se1it den etzten Wahlen ın der Fraktion
wurde. In dieser csechr gründlichen un: ınteressanten Ana- Gehör verschaffen suchen“ („Express International“,
lyse der Linken iın der SPD heißt anderer Maı
Stelle: „Dıie ‚Linke‘ 1St keineswegs einheitlich estrukturiert. Be1 der Gruppe Junger Abgeordneter andelt sıch

eLIw2 Parlamentarier. Zu ihnen yehören ande-Es gibt dort theoretisch tundierte Marxısten, studentische
Aktionisten, frustrjerte ‚Alt-Linke‘“, ber auch Soz1ial- TCIN der rheinland-pfälzische Landtagsspıtzenkandıdat
demokraten, die CI organisatorischer oder politischer Dröscher, der 1G-Metall-Funktionär Matthöfer, der
Konflikte verbittert sind Kräfteverhältnisse lassen siıch 1ın der Antıi-Notstandskampagne besonders hervorgetre-
NUr schwer abschätzen. Die Führungsrolle der Orthodoxen ten ISt, un: die Abgeordneten Engholm, Wıchert, Schlaga,
1St jedoch unbestritten. Entsprechend unterschiedlich 1St Sperling, Zander, Krockert, Hansen, Walkhoff Eichen-
auch die Betonung der ideologischen Komponente. anz grun schreibt in diesem Zusammenhang: „Die Bemühun-
abgesehen davon, daß diese Frage heute stärker bildungs- SCHh der JS-Linken, eiıgene Bundestagskandidaten durch-
abhängig ISt als früher.) Auf jeden Fall äflt sıch feststel- zubringen, 1esmal 11969 ] War heftig, bis auf
len, dafß der Zug ZUur marxiıstisch getönten Analyse un wenıge Fälle jedoch nıcht erfolgreich. 1973 werden diese
langfristigen Gesamtplanung, also Zn Re-Ideologisierung Bemühungen noch heftiger, koordinierter, VOT allem ber
VO  $ Theorie un: Praxıs, vorherrscht. Der Parteı (und VOT auch erfolgreicher se1in. „In vier Jahren wırd se1n,
allem ıhrer Führung) wiırd vorgeworten, sıch Gesell- daß mindestens die Hilfte der Bundestagskandidaten der

SPD be1 ihrer Nominıerung autf die Unterstützung derchaft un: vorherrschendes Bewußtsein angepafßt un den
Wıillen ZUuUr umwälzenden soz1ialistis  en Veränderung der Jungsozialisten angewı1esen seıin WIr|  9 prophezeite der
Gesellschaft aufgegeben haben.“ stellvertretende Bundesvorsitzende der Jungsozıialısten

E Vring.Dıeser Vorwurt bildet denn auch dıe Basıs, auf der die
Linken aller Schattierungen e1in Bündnıs eingehen kön-
ME Dıiıeses Bündnıiıs hat sich bereits be] mehreren Gelegen- Wolche 7Ziele?
heiten 1ın den vergansCchNhCcCh onaten ewährt. So bei der
„Machtübernahme“ dieser Kräfte 1ın den Unterbezirken Dıie Ziele der u11 Linken siınd relativ eutlich abge-
Frankfurt/Maın un München un! 1m Bezirk Südbayern. steckt. Ihnen schwebt eın soz1ialistisches Modell la Ju
So auch beim Ausbau liınker Positionen 1n einer Reihe gyoslawıen VO  S In der Eichengrün-Denkschrift heißt
anderer Bezirksorganisationen. Eichengrün stellte bereits dazu: „Die Haltung zZUu Kommunısmus 1St ambivalent.

Einerseıits wırd die Demokratie als konstitutives ElementBegınn des Jahres fest, dafß die Jungsozialisten schon
1n der Bezirksorganısationen der SPD als tormierte des Soz1ialısmus unterstrichen, Bürokratismus un Zentra-
Fraktion ıne entscheidende Rolle spielen. Inzwischen hat lısmus des Kommunısmus werden kritisiert: auf der ande-
sıch dieser Trend noch verstärkt. In der vierzehntägig er- TE Seıite wırd der zentrale Widerspruch VO:  - K ommunıs-
scheinenden Zeitschrift „Express International“, die VO':  - INUS un: Sozialismus geleugnet un: die Zusammenarbeıt
der Gesellschaft für Forschung un: internationale Koope- MmMIıt den ommunistischen Parteıen un: Gewerkschaften
ratıon auf dem Gebiet der Publizistik mit Sıtz 1ın in Westeuropa gefordert. Außenpolitisch un gesell-
Frankfurt/Maın herausgegeben wird un: die sıch ZU schaftspolıtisch WIFr'| noch nıcht einmal eın „Dritter Weg“
Ziele DESETZT hat, die linken Kräfte 1n der SPD tfördern, verfolgt, der Kapitalismus un Kommuniısmus den
konnte IN  a ım Maı ıne Zwischenbilanz lesen. Stolz wırd gleichen Abstand hielte. Dıie Außenpolitik hat nıcht mehr
dort anderem verkündet; dafß iın Niedersachsen die rühere Bedeutung, die Entspannung oll hauptsäch-
gelungen sel, den Bundesmuinister tfür iınnerdeutsche Be- liıch die Voraussetzungen für innenpolitische Verände-

rungcn 1ın Westdeutschland schaften. ])as gesellschafts-ziehungen, Franke, sowohl 1m Bezirk Hannover als
auch 1mM PD-Landesausschufß tfür Niedersachsen, in dem politische Verhältnis ZUuU Kommunısmus Aäuft etzten
die vıier niedersächsischen PD-Bezirksverbände koordi- Endes auf Schönheitsoperationen Leninısmus hinaus.“

Innenpolitische Veränderungen erhoften sıch die Linkennıert werden, als Vorsitzenden abzusägen un: durch den
linken Politologen Prof Von OQertzen In ZU Beispiel durch ıne radikale Besteuerung der Groß-
Niedersachsen SOrgten lınke Kräfte auch dafür, daß der vermoögen un hohen Einkommen SOW1e durch dıe FEın-
frühere Landtagspräsıident un: gegenwärtıige Innenminı1- richtung eiınes Vermögensfonds FT Finanzıerung VOIN Ge-
ster Lehners bei der Kandidatenaufstellung für die Land- meınschaftsaufgaben, der AaUuUS$ Gewinnabgaben der Unter-
tagswahl 1n Hannover-Lınden den Betriebsrats- nehmer gebildet werden oll Dıiıe parıtätische Mitbestim-
vorsitzenden Orzykowski unterlag. Orzykowski War INUNgS, die iın ıhrer Agıtatıon ıne bedeutende Rolle spielt,

sehen S1ie aber nach den Worten des Bundesvorsitzendenfrüher verantwortlicher Redakteur des KPD-Blattes
„Wahrheit“ un: 1St YSTE 1964 VO:  w} der illegalen KPD ZUr der Jungsozialisten, Voigt, NUur als eın Übergangssta-
SPD übergetreten. In Hessen vermochten die Jungsozı1a- dıium d} Za welchem nach uUuNsScCICI Auffassung Arbeıter
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' P
und Angestellte die Leitung des Betriebs erlernen, damit mMI1It Vıetnam un Notstand beschäftigt seıen, als da{fß s1e
sı1e iıh: in einer spateren Phase Sanz übernehmen kön- ıhnen selber gefährlich werden könnten, siınd vorüber.
nen“. In dem Beschlu{fß des Bundeskongresses der Jung- Massenaktionen, wı1ıe der ‚Rote Punkt‘ 1n Hannover,
sozialısten VO: Dezember 1969 Fragen der Vermö- werden Schule machen. Der Konflikt 7zwıschen Jungsoz1a-
gensverteilung findet sıch folgende bemerkenswerte listen und Parte1ı wird immer mehr zentralen un okalen

Charakter annehmen.Passage „Eıne auf indıvıduelle Vermögensbildung auUuS- Dıiıe Zielrichtung aller dieser
gerichtete Politik dient lediglich der Verschleierung des Aktionen faßte der Bundesvorsitzende der Jungsozıialisten
antagonistischen Wıderspruchs 7zwıschen kollektiver Pro- Voigt iın der Losung CN „ Jeder Schritt, der in

tadt, Land, Bund und Parteı wiırd, mu{(ß als Schrittuktion und individueller Aneıgnung. Dıie Fülle der auf
dem katholischen Subsidiarıtätsprinzıp basıerenden ind1- Zzu Soz1ialısmus werden.“
vidualistischen Pläne VO  e Häussler- bıs Burgbacher-Plan
ISt. von den wirtschaftlich Mächtigen dieser Gesellschaft Begrenzte Erfolge ın Saarbrückenentworfen worden, aut die arbeitende Bevölkerung
‚dıe erzieherische raft des Eigentums‘ (Adenauer, Höft- Aut dem Bundesparteıitag der SPD in Saarbrücken VCI-
NCI, \ Nell-Breuning) wiıirken assen, 1n erster Linıe mochten sıch die linken Kräfte intensıver Vorbere1i-
jedoch, ıne Vermögensverteilung verhindern.“ Lung un aktıven Einsatzes 1Ur wen1g durchzusetzen. Das
Dıe NEUC Linke konzentriert sıch zunächst aut die Parteı. lag neben oftensichtlichen taktischen Ungeschicklichkeiten
Durch s1e iındurch 11l S1e iıhr „systemveränderndes“ der Linken VOTLT allem dem Blockwahlsystem, das beı
Konzept autf die Gesellschaft übertragen. Aut diesem der Delegiertenauswahl für den Parteitag praktizıert
Wege 1St S1€, Ww1e ıhre Sprecher auf eiıner Pressekonferenz wurde, un der Regıe des Vorstandes aut dem Parte1-
während des SPD-Bundesparteitages ın Saarbrücken AUS$S- tag, mıiıt der deutliche linke Tendenzen jeweıils blockiert
führten, urchaus bereıit, bestimmte Kompromıisse wurden. Die Jungsozialisten un: dıe mMIit ıhnen verbun-
schließen. Nach welcher generellen Taktık ber vertahren denen Kriäfte wollen sıch aber dadurch nıcht entmutigen
werden soll; zeigt eın Zıtat aus eınem internen Papıer, lassen. S1ıe wıssen, da{fß S$1e die Parteı nıcht kurzfristig nach
das 1969 in Berliner Jungsozialistenkreisen entstanden 1St ıhrem Konzept ummodeln können. Ihnen geht autf der
und sich 1n der Eichengrün-Denkschrift findet „Dıie The- Bundesebene zunächst darum, eutlich machen, da{fß S1e
INCN, die die Jungsozialısten 1n die Diskussion der SPD die Kontrontatıion bewuft suchen un Alternativpositio0-
hineintragen, werden aufgrund der Möglichkeit, durch nen tormulı:eren, die ine qgualitative Neuorı:entzerung der
S1Ce innerparteiliche Konflikte entfachen, ausgesucht. Parte1 verheılßen, der spater uch ine quantıtatıve Ver-
Zur Strategıe des begrenzten Konfliktes und der — anderung folgen kann. DDieses langfristig angelegte Kon-
nenten Verunsicherung des Parteiapparates (‚das Estab- ZCDL steht der selbstbewußten Parole „Wır siınd die
ıishment durcheinanderwirbeln‘) kommt das gezielte SPD der %0er Jahre.“ Dıiıese Parole übt auf die Parte1i-
Aauertifeuer aut einzelne Exponenten der Politik der Par- loyalen Suggestivkraft AaUs, z1ibt den Linken Selbstver-
tel. Motto ‚Eın geschaßster Rechter 1n der SPD 1St WI1r- Lrauen und macht manchen karrierebewußten Funktionär
kungsvoller als eın brennendes Springer-Auto‘.“ Dieses der Mandatsträger kompromißbereit, W1e Eichengrün in
Zıtat macht deutlich, welche tiefen Beziehungen zwischen nüchterner Einschätzung der Sıtuation bereits Begınn
der Linken ın der Parte1ı un: der APO bestehen des Jahres geschrieben hat. Und immerhın erreichten die
und dafß Unterschiede ehesten 1n der Taktik suchen Linken auch 1n Saarbrücken ZEW1SSE Erfolge, MIt der
sınd, iınsotern als die LEUC Linke stärker auf Eftektivität Auflockerung des gerichtsnotorisch undemokratischen
abhebt. Wıe das 1n der Praxıs aussıeht, wurde Begınn Blockwahlsystems, mıt der Durchsetzung des Sonderpar-
des Jahres 1n Frankfurt durchexerziert, der Parteitag teıtages 1971 über ıne Retorm der Vermögens- un
mit Zweidrittelmehrheit der PD-Fraktion un!: dem Steuerpolitik un MIt dem Beschlußs, nach dem 1n Zukunft
soz1aldemokratisch geführten Magistrat befahl, den be1 Tarıfverträge abgeschlossen werden können, die ıne
den Linken verhafßten Polizeipräsidenten Lıttmann, selbst Besserstellung gewerkschaftlich organısıerter Arbeitneh-
Sozialdemokrat un: seiner „Zıvılen Haltung“ häu- INCeTI gegenüber Nichtorganısıerten vorsehen. Durchsetzen
lg gyelobt, „schnellstmöglich“ abzulösen. Der Unterbezirks- konnten S1e auch eiınen Beschluß Z Neufassung des
vorsıtzende Möller tutzte diese Aktıon MIt der csehr Paragraphen des Betriebsverfassungsgesetzes, nach der
bedenklichen These „er bilden die Gesetzesmäßigkeit die Friedenspflicht tür den Betriebsrat entfiele un: der

Finflufß der Gewerkschaften aut das betriebliche Gesche-der Verwaltung.“ Als iın der Offentlichkeit ob solcher The-
SCcCMN und Praktiken Kritik laut wurde, erklärte Möller, hen wesentlich verstärkt wuürde. Angenommen wurde
verstehe das Unbehagen in der Oftentlichkeit nıcht, auch eın Antrag VO  a Hessen-Süd, 1mM Paragraphen des
„WEeENN die Parteı ihren Führungsanspruch geltend macht. Betriebsverfassungsgesetzes „eıne Öffnungsklausel für
Das sınd doch keine Pressionen, sondern legale Vor- weitergehende Regelungen der Arbeitnehmervertretung
gange.“ 1m Autsichtsrat durch tarıtlıche Vereinbarungen“ ZU-

sehen. Dieser Beschluß hat ohl 7A0 eıt keine großeDıie Vortälle 1n Frankfurt, aber auch Aktionen in Mün-
chen, Heıdelberg, Hannover un: Hertord weısen daraut Chance Z Verwirklichung, weıl iıhm ine N Reihe
hın, daß die kommunalpolitische Ebene eın besonderer gesetzlicher Bestimmungen entgegenstehen, ber VeTr-

deutlicht csehr treftlich die vorhandenen Sozlaliısierungs-Agitationsschwerpunkt tür die HENE Linke ISt. Eichen-
grün schreibt dazu: „Neben der Vertretung radikaler tendenzen.
politischer Forderungen dem scheinheiligen Motto In diesen wichtigen Fragen un einıgen anderen mehr

fügte die Linke dem Parteivorstand Abstimmungsnieder-‚Zurück nach Godesberg‘ un konsequenter Personalpoli-
tik wırd konkrete Arbeit aut kommunalpolitischer lagen Sıe bestimmte mıiıt Ihren Sprechern auch über
Ebene stehen. Das 1St oft die schwächste Stelle der Parteı! weıte Strecken das Bild der Diskussion dieses Parteıitages
Die Zeiten, 1n denen sozialdemokratische Kommunal- un SOrgte dafür, da{fß sıch der Parteivorstand nach einem

Wort VO  w Steffen, dem SPD-Landesvorsitzenden VO  3politiker ylaubten, daß rebf.llische Jungsozialisten cehr
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Schleswig-Holstein, den linken Rand der Mıtte bege- zeptieren möchte, w1e 1St un: w1e se1n will, sondern
ben hat Das zeıgte sıch ZUuU Beispiel in der Art un S w 1e nach dem Willen einer bestimmten Parteıi se1n
Weıse, Ww1€e Bundesfinanzminister Alex Möller in seinem soll Eine solche Auffassung müßte aber iın etzter Kon-
Schlußwort ZU vieldiskutierten Thema konfiskatorische SCQUCNZ die polıtische Freiheit des Staatsbürgers leugnen,
Einkommens- un Vermögenssteuer Stellung nahm. Er seine Personenwürde empfindlich verletzt un: einer ideo-
erklärte siıch War ine Enteignung über die Steuer, logisch monoli:thischen Gesellschaftsordnung Vorschub
machte aber andererseıts die Grenzziehung in eisten. Es Mag se1n, daß lex Möller das nıcht
dieser Frage VO „politischen Gestaltungswillen des (Se- bedacht hat, als seine AÄußerung AD Er mu{fß sıch aber
setzgebers un:! damıt VO  a den polıtischen Mehrheits- darüber 1M klaren se1ın, da{fß mıt ıhr den Verdacht g-
verhältnissen“ abhängig. Mıt anderen Worten: Die weckt hat, daß auch 1n der gegenwärtıigen Führungsspitze
Grenze verläuft dort, dıe Mehrkheit der Parteı s1e der SPD iıne ZeW1SSE Tendenz Zur Re-Ideologisierung
SCZOSCNHN haben 1l Das ware iıne bemerkenswerte dieser Parteı vorhanden 1St Dıiıeser Verdacht wırd durch
Maxıme. Kann INla  - bei ıhr noch arüber rätseln, ob s1e Herbert Wehners sehr interpretationsbedürftige SO-
nıcht vielleicht NUur als ıne verbale Verbeugung VOTL den z1ialısmustormel noch verstärkt, die ebenfalls in
Linken 1n der Parteı gedacht Wal, 1St bei der folgenden Saarbrücken pragte: „50 viel Sozialismus w1e nöt1g,
Außerung, die Alex Möller den Schlufß se1nes Referates Demokratie tür alle verwirklichen. So vıiel SO-
ın Saarbrücken stellte, allerdings jeder Zweıtel AaUuUS$S- z1alısmus wWw1e möglıich, hne die Demokratie für alle

ersticken.“ oll verständlich wırd diese Formel ohl TSTgeschlossen: „Es kommt daraut A bei allen Schwier1g-
keiten, dıe vorhanden sind un: die WIr durchaus erken- werden, WEn die SPD ohne Koalitionsrücksichtnahmen
NnCN, soz1aldemokratisches Ziel nıcht AusSs den Augen allein regıeren kann. Eınen gewissermaßen augenzWwWIın-

verlieren, die gesellschaftliche Sıtuation jedes Menschen kernden Hınweis für dıesen Zeitpunkt hat Herbert Weh-
ın uNsereTrT eıt nach UNSETENINMM Leitbild gestalten.“ Hıer ner ımmerhiın gegeben, als gelegentlich erklärte, da{ß das
wırd der Anspruch erhoben, das gesellschaftliche Leben Godesberger Programm die SPD nıchts hindere, wenn

jedes einzelnen Menschen MIt polıtischen Miıtteln nach S1e einmal der acht se1 Hoffmann, (senossen,
eiınem einheitlichen Zielbild auszurichten un damıt über die Sıgnale, „Die Zeıit“, /0) Sollte künftig eın
diıe Politik tief ın das menschliıche Leben einzugreiıfen. derartiges Denken Strategıe un: Taktik der SPD be-
Hınter diesem Anspruch esteht ıne Auffassung VO Men- stımmen, hätte die NCUE Linke in ıhr durchaus reelle
schen, dıe diesen, hat INa  ; den Eindruck, nıcht ak- Chancen.

/ur Imagekrise des Volksschullehrers
Die Not der Schule un die Notwendigkeit ihrer Retform in den Ländern der Bundesrepublık“ ekannt wurden,
sınd bildungspolitisches Thema Nummer 1NSs nıcht LUr 1ın Wr ıne Dringlichkeitsstufe erreicht, welche die Ständige
der BRD Von der Vorschule bıs ZUrLF. Hochschule liegt Konfterenz der Kultusminıister (KMK) veranlafßte, eiıne
WAar nıcht alles un jedes 1M N, aber das meilste be- eıgene Sıtzung Z Thema Lehrermangel einzuberuten.
findet sıch 1im Übergang oder erweılst sich als retorm- Das aufrüttelnde Ergebnis, das dıese überraschende Alk-
bedürftig. Dıie didaktischen Methoden mussen weıterent- 1vıtät der Kultusminister veranlaßt hatte, autete: Für
wickelt werden, wein S1e auf die berufliche un humane das Jahr 1970 sel eın Dehfizit VO  a O00Ö Volksschulleh-
Bewältigung der hochtechnisierten Zukunft vorbereiten CI Die Kultusministerkonftferenz cEetzZtie

wollen. Dıie Schulorganisation bedart der Difterenzierung ıne ommıssıon e1in, die Vorschläge Zr Verhinderung
un größeren Beweglichkeit, eınerselits diffterenzierten dieser rohenden Entwicklung machen sollte. Der
Bildungsansprüchen, auf der anderen Seıte dem beruf- Bericht der Kommuissıon (Februar bestätigte dıe
lıchen Angebot durch Wıirtschaft und Verwaltung gerecht Ergebnisse des Ettlinger relses un empfahl als wich-

werden. Die Ausstattung der Schulen 1St mangelhaft; tıgste Ma{fßnahme ine gezielte Aktıivıtät Zr Verbesserung
und nıcht zuletzt: xibt viele Schüler un ımmer noch des Lehrerberufsbildes in der Oftentlichkeıit.
zuwen1g Schulen, zuwen1g Klassenräume un: VOL allem Dazu se1l nötıg, dıe Arbeitsbedingungen der Lehrer

außerordentlich verbessern. Dıie GE  < hatte bereits 1mzuwen1g Lehrer.
Dezember 1962 der KM detaillierte Vorschläge für

7Zahlen un Postulate i1ne solche Verbesserung der Arbeitssituation des Lehrers
unterbreitet. Dıe Hauptforderung: „Eıne sichtbare, BC-

Schon 1952 machte die Gewerkschaft Erziehung un Wıs- radezu sensationelle Heraushebung des Lehrerberutes in
senschaft 1n einem Flugblatt mit dem Titel „Tat- der Besoldungsordnung mu{( einen verstärkten Anreız
sachen, die denken geben“ die Oftentlichkeit auf das bieten, besonders bei Fortdauer der Vollbeschäfti-
Problem des wachsenden Lehrermangels nachdrücklich sSung (nach Bungardt, Lehrermangel 1969, in:
autftmerksam. Dieses Flugblatt veranlaßte die SPD-Bun- „Die Deutsche Schule“, 1/1969, 739 Seıit 1962 hat
destagsfiraktıon 1mM November 19SZ, ın einer „Kleinen die Konterenz der Kultusminister ıne Reihe VO:  } emp1r1-
Anfrage“ der damaligen Bundesregierung dıe Frage schen Untersuchungen der Ursachen des Lehrermangels in
stellen, welche Mafßnahmen Ss1e ZUur Behebung dieses Leh:= Autftrag gegeben. Allgemeines 7iel dieser Untersuchungen
rermangels treften gedenke. Dıie Bundesregierung gab WTr CDy Berufswahlmotive un Einstellungen ZU Lehrer-
dıe Frage 1m Einklang mi1t dem Verfassungsrecht dıe berut bei vers  j1edenen gesellschaftlıchen Gruppen -

Kultusminister der kulturautonomen Länder ab TSt 1m mıitteln, wırksame werbepsychologische Maßnahmen
Dezember 1962, als die Untersuchungen des Ettlinger treffen können. Eıne kurze Zusammenfassung dieser
relses ZU „Problem des Lehrermangels Volksschulen Erhebungen un: den daraut aufbauenden gutachtlichen
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